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Mitgliederinfo August 2026 
 
Liebe Mitglieder, liebe Leserinnen und Leser, 
 
hohe Temperaturen und das sprichwörtliche Sommerloch? Davon ist bei der LAGH 
SELBSTHILFE wenig zu spüren. Auch in den Sommermonaten haben wir setzen 
unsere Arbeit in den Gremien und den Projekten mit großem Engagement 
fortgesetzt, um die Selbsthilfe zu stärken und Menschen mit chronischen 
Erkrankungen und Behinderungen bestmöglich zu unterstützen. 
Nun ist die Urlaubs- und Ferienzeit fast vorbei und wir starten wieder durch. 
Die Selbsthilfe bleibt in diesen unsicheren (politischen) Zeiten ein wichtiger Ort des 
Zusammenhalts. Gemeinsam leisten wir einen bedeutenden Beitrag für unsere 
Gesellschaft. 
 
In der August-Ausgabe unserer Mitgliederinfo finden Sie wie gewohnt aktuelle 
Informationen sowie spannende Einblicke in laufende Projekte und Entwicklungen 
aus der Selbsthilfearbeit. 
 
Herzliche Grüße und viel Spaß beim Lesen 
 
Ursula Häuser 
(Vorsitzende) 
 

 
AUS DER LAG HESSEN SELBSTHILFE 
 
Verstärkung in der Geschäftsstelle: 
 
Wir freuen uns sehr, dass wir nun eine Teilzeitstelle für die Geschäftsführung der 
LAGH Selbsthilfe, mit Unterstützung durch das HMSI, schaffen konnten. 
Darüber freuen wir uns sehr. 
 
Stellungnahme der LAGH Selbsthilfe zum Entwurf des 2. 
Bürokratieabbaugesetzes 
Die Hessische Staatskanzlei hat sich den Bürokratieabbau in Hessen als Ziel gesetzt 
und diesen Entwurf in das Anhörungsverfahren der Verbände gegeben. Die 
Stellungnahme der LAGH Selbsthilfe finden Sie unter www.lagh-selbsthilfe.de 
Wichtigste Forderungen der LAGH sind die Herstellung der Barrierefreiheit in Bezug 
z.B. auf Internetseiten, Datenplattformen und Dokumente, Informationen in 
verständlicher und einfacher Sprache, erforderlich ebenfalls in Leichter Sprache 
anzubieten, Kommunikationshilfen und angemessene Vorkehrungen bereitwerden 
Zudem eine vollständig gleichwertige nicht-digitale Beteiligungsmöglichkeit 
bereitzustellen.  

http://www.lagh-selbsthilfe.de/
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Des Weiteren haben wir Forderungen zur Sicherstellung der Patientensicherheit 
aufgelistet. 
Weiteres entnehmen Sie in der Stellungnahme als PDF im Anhang. 
 
Projekte 
#GemeinsamDigital 
#GemeinsamDigital stärkt die Selbsthilfe in Hessen: Neue digitale Weiterbildung für 
Ehrenamtliche ist im Juni 2026 gestartet. 
Die LAG Hessen Selbsthilfe e.V. qualifiziert Selbsthilfeverbände, Gruppen, 
Ehrenamtliche und Interessierte für mehr Sichtbarkeit, Reichweite und digitale 
Kompetenz. 
Ziel ist es, Ehrenamtliche, Vorstände und Engagierte fit für die digitale 
Kommunikation zu machen – von social Media über Fundraising bis hin zu 
Künstlicher Intelligenz. 
Der Blended-Learning-Kurs kombiniert professionell produzierte Videomodule, eine 
interaktive Lernplattform, monatliche Live-Calls und eine begleitende Community 
zum Austausch. Neben fünf Grundlagenmodulen stehen nach und nach über 17 
Vertiefungsmodule zur Verfügung – unter anderem zu Datenschutz, Inklusion, 
Suchmaschinenoptimierung und digitaler Mitgliedergewinnung. 
Mit #GemeinsamDigital investiert die LAG Hessen Selbsthilfe gezielt in digitale 
Sichtbarkeit, Teilhabe und Zukunftsfähigkeit der Selbsthilfe in Hessen. Gefördert 
durch die AOK Hessen und als Medienpartner mit dabei ist die SO.real GmbH. 
Anmeldungen sind jederzeit möglich, da Jede/-r zu jeder Zeit einsteigen kann. 
Anmeldung & weitere Informationen: www.gemeinsam-digital-hessen.de  

 

Klug und digital durch das Gesundheitswesen 
Beschreibung: 
Viele Abläufe im Alltag finden mittlerweile digital statt. Dies gilt auch für 
Patient*innen, wenn sie mit Ärzt*innen in Kontakt treten wollen oder Angebote wie 
Gesundheits-Apps, digitale Medikamentenpläne, Videosprechstunde und Co. nutzen 
wollen. Allerdings ist dies nicht immer so einfach. Deshalb wurde das Kursprogramm 
„KundiG – Klug und digital durch das Gesundheitswesen“ entwickelt. Ein Programm 
zur Förderung der digitalen Gesundheitskompetenz chronisch kranker Menschen. In 
kleinen Schritten und mit Unterstützung durch erfahrene Kursleitungen können auch 
Menschen, die noch wenig Erfahrung mit digitalen Medien haben, hier ihr Wissen 
erweitern und praktische Erfahrungen sammeln. 
Für das nächste Seminar sind noch Plätze frei. Bei Interesse meldet Euch in der 
Geschäftsstelle. 

 

http://www.gemeinsam-digital-hessen.de/
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INSEA Kurs „Gesund und aktiv leben“  

Das Leben mit einer chronischen Erkrankung oder anderen Beeinträchtigungen ist 
nicht immer einfach und erfordert von den Betroffenen und ihren Angehörigen häufig 
Veränderungen im Alltag. Das bedeutet, dass sich die Betroffenen aktiv um ihre 
Gesundheit kümmern; ihren normalen Aktivitäten nachgehen und lernen mit 
körperlichen und emotionalen Höhen und Tiefen umzugehen. Eine Unterstützung 
hierbei kann ein aktives Selbstmanagement sein. INSEA „Gesund und aktiv leben“ ist 
eine hilfreiche Ergänzung zur medizinischen und therapeutischen Versorgung. Der 
Kurs unterstützt die Betroffenen, Ihre Lebensqualität bei chronischer Krankheit zu 
verbessern, Ihren Alltag und Ihre Medikamenteneinnahme gut zu organisieren, sich 
ausgewogen zu ernähren und körperlich aktiv zu sein in Form eines 
Selbsthilfemanagementprogramm. Die Kurse „Gesund und aktiv leben“ laufen über 
einen Zeitraum von 6 Wochen, einmal wöchentlich 2,5 Stunden Handwerkzeuge des 
Selbstmanagements kennenlernen und diese zusammen einüben. Der Kurs ist 
kostenfrei. Angebote der LAGH Selbsthilfe e.V. 

BUNDESAMT FÜR BEVÖLKERUNGSSCHUTZ UND 
KATASTROPHENHILFE (BBK) 
Ratgeber "Vorsorgen für Krisen und Katastrophen", herausgegeben vom 
Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK). 
 
Diese Publikation fasst Vorbereitungs- und Handlungsempfehlungen für 
verschiedene Notsituationen zusammen, darunter auch wichtige Tipps zur Vorsorge 
für Menschen mit Behinderungen. Zudem unterstützen Checklisten Sie bei der 
Umsetzung. Deutschland ist eines der sichersten Länder der Welt. Dennoch erleben 
wir, dass auch in Deutschland Krisen unsere gewohnten alltäglichen Abläufe stören. 
Extreme Wetterereignisse nehmen zu. Durch Cyberattacken, Desinformation oder 
Sabotage finden Angriffe auf Infrastrukturen, Meinungsbildung und Zusammenhalt 
statt. Wenn etwas passiert, ist es besser, vorbereitet zu sein. 
Der Ratgeber kann unter folgendem Link bestellt oder heruntergeladen werden: 
Ratgeber: Vorsorgen für Krisen und Katastrophen - BBK 
 

INFORMATIONEN DES BEAUFTRAGTEN FÜR MENSCHEN MIT 
BEHINDERUNG DER Hessischen Landesregierung 
Tag der offenen Tür (Frankfurt a.M.): „Frau sein mit Behinderung“ (01.09.26 / 14:00-
18:00 Uhr) 
Seit fast 28 Jahren gibt es die barrierefreie gynäkologische Sprechstunde für Frauen 
mit Behinderungen bei pro familia Frankfurt a.M. Das Angebot stellt eine 
frauenärztliche Grundversorgung dar. Es bietet zudem Raum für alle Themen rund 
um die sexuelle Gesundheit und Familienplanung, zugewandt und abgestimmt auf 
die Bedürfnisse und Fähigkeiten der Klientinnen. Sie möchten dieses Angebot 
kennenlernen? Dann nutzen Sie den Tag der offenen Tür, am 01.09.26, von 14:00 bis 
18:00 Uhr, in der pro familia Beratungsstelle Frankfurt (Palmengartenstraße 14, 
60325 Frankfurt am Main). Bei Fragen wenden Sie sich bitte an frankfurt-
main@hessen.profamilia.deoder +49 69 90744744. Weitere Informationen zur 
Beratungsstelle erhalten Sie unter dem folgenden Link: 
https://www.profamilia.de/angebote-vor-ort/hessen/beratungsstelle-frankfurt-main  
 

https://www.bbk.bund.de/DE/Warnung-Vorsorge/Vorsorge/Ratgeber-Checkliste/ratgeber-checkliste_node.html
mailto:frankfurt-main@hessen.profamilia.de
mailto:frankfurt-main@hessen.profamilia.de
https://www.profamilia.de/angebote-vor-ort/hessen/beratungsstelle-frankfurt-main
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Veranstaltungsreihe (in Präsenz, verschiedene Orte): HOP! 
Landesjugendkongress (ab Oktober 2026, verschiedene Termine) 
Du bist zwischen 14 und 21 Jahre alt? Du interessierst dich für Politik und fragst dich, 
wie du an der Gestaltung unserer Gesellschaft mitwirken kannst? Dann melde dich 
jetzt zum HOP! Landesjugendkongress an. Er ist ein offenes Format der 
Jugendbeteiligung in Hessen. Beim HOP! diskutieren junge Menschen gemeinsam 
über Politik, entwickeln Ideen für ein jugendgerechtes Hessen und tauschen sich mit 
Abgeordneten des Hessischen Landtags aus. Die kommende Ausgabe 2026-2027 
besteht aus drei zusammenhängenden Veranstaltungen ab Ende Oktober. Die 
Veranstaltungen werden barrierefrei und nach den Bedarfen der Teilnehmenden 
gestaltet. Eine Dolmetschung in Leichte oder Einfache Sprache sowie Deutsche 
Gebärdensprache ist geplant. Die Veranstaltungsorte sind rollstuhlgerecht gestaltet. 
Weitere Informationen sowie die Möglichkeit zur Anmeldung gibt es unter dem 
folgenden Link: https://hop-landesjugendkongress.de/ 
 
Informationsangebot (online): Experteninterview zur Umsetzung der UN-BRK in 
den Kommunen 
Welche Gelingens Faktoren führen dazu, dass Kommunen die UN-
Behindertenkonvention umsetzen? Darüber hat Wiebke Roth vom 
Kompetenzzentrum Selbstbestimmt Leben KSL.NRW mit Malin Butschkau und Lena 
Bertelmann gesprochen. Beide haben sich in ihrer Forschung mit diesem Thema 
befasst. Unter dem folgenden Link können Sie das gesamte Interview nachlesen. 
Link: https://www.ksl-nrw.de/de/node/7115 

 
Publikation (online): „Zugang zum Recht für Menschen mit Fluchterfahrung 
und Behinderung“ 
Für viele junge Menschen mit Behinderungen und Fluchterfahrung und ihre Familien 
gleicht der Weg zu einer Teilhabeleistung oder einem Hilfsmittel dem Weg durch ein 
Labyrinth. Um einen Weg aus diesem zu finden, ist oft eine spezialisierte Beratung 
notwendig. Die Publikation „Zugang zum Recht für Menschen mit Fluchterfahrung 
und Behinderung“ des AWO-Bundesverbandes zeigt beispielhaft Wege auf, wie 
Fachkräfte Orientierung geben, unterstützen und den passenden Stellen 
weiterverweisen können. Ergänzend enthält die Publikation einen Überblick über die 
Beratungslandschaft in Deutschland sowie Verweise auf weiterführende Quellen. Sie 
erhalten den Leitfaden unter folgendem Link: https://awo.org/artikel/zugang-zum-
recht-fuer-menschen-mit-fluchterfahrung-und-behinderung/  
 
Veranstaltung (Bad Homburg): Fachtag ehrenamtlicher Betreuer (26.08.26 / 
15:30-19:30 Uhr) 
Wenn volljährige Menschen bspw. aufgrund eines Unfalls, einer Krankheit oder 
Behinderung nicht (mehr) in der Lage sind, ihre persönliche Angelegenheit selbst zu 
erledigen, dann wird eine gesetzliche Betreuung durch das zuständige Amtsgericht 
angeordnet. Im Mittelpunkt stehen das Wohl und ein möglichst selbstbestimmtes 
Leben der betreuten Person. Neben Angehörigen übernehmen auch Mitglieder sog. 
Betreuungsvereine diese Aufgabe im Ehrenamt. Ende August richten der VBV - 
Verein zur Betreuung Volljähriger e.V. und der Betreuungsverein der Lebenshilfe 
Hochtaunus e.V. einen Fachtag für ehrenamtlich Betreuer und 
vorsorgebevollmächtige Personen aus. Das Programm umfasst Fachvorträge und 
kulturelle Beiträge. Weitere Informationen zu den Vereinen bzw. zur Veranstaltung 

https://hop-landesjugendkongress.de/
https://www.ksl-nrw.de/de/node/7115
https://awo.org/artikel/zugang-zum-recht-fuer-menschen-mit-fluchterfahrung-und-behinderung/
https://awo.org/artikel/zugang-zum-recht-fuer-menschen-mit-fluchterfahrung-und-behinderung/
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erhalten Sie unter den folgenden Links. Die Möglichkeit zur Anmeldung steht unter 
Link 1: https://vbv-betreuung.de/fachtag-ehrenamt.html  
Link 2: https://www.lebenshilfe-hochtaunus.de/de/leistungen/betreuungsverein.html  
 
Publikation (online): „Handbuch der Selbstbestimmung – Gesundheit“ 
Wie bereitet man sich am besten auf ein Arztgespräch vor? Welche medizinischen 
Maßnahmen wurden beispielsweise bereits gegen bestehende Beschwerden 
eingeleitet? Und was ist sonst noch für die Dokumentation der Behandlung und 
Genesung wichtig? Antworten auf diese Fragen erhalten alle Interessierten im 
„Handbuch der Selbstbestimmung – Gesundheit“ der Landesarbeitsgemeinschaft 
Selbsthilfe NRW. Unter dem folgenden Link steht Ihnen die Publikation zum 
Download bereit: https://www.lag-selbsthilfe-nrw.de/material/handbuch-der-
selbstbestimmung-gesundheit/  
 

BERICHTE AUS DEN VERBÄNDEN 
BAG Selbsthilfe 
Petition des Bündnis AGG Reform - Jetzt!: "Echter Schutz vor Diskriminierung für ein 
wirksames Gleichbehandlungsgesetz" 
Das Bündnis AGG Reform - Jetzt! hat eine Petition gestartet mit dem Titel "Echter 
Schutz vor Diskriminierung - für ein wirksames Gleichbehandlungsgesetz", welche 
sich an die Mitglieder des Rechtsausschusses sowie des Ausschusses für Bildung, 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend des Deutschen Bundestages einschließlich 
Bundestagsabgeordneten richtet. 
"Doch der bleibt weit hinter dem zurück, was Betroffene, Fachverbände und 
juristische Expert*innen seit Jahren fordern: Ein Gleichbehandlungsgesetz, das 
seinen Namen verdient. Ein wirksames Antidiskriminierungsrecht ist keine 
Nebensache. Gerade in einer Zeit eines Rechtsrucks, in dem Menschenrechte in 
Frage gestellt werden, braucht Deutschland kein symbolisches Update, sondern ein 
modernes Antidiskriminierungsrecht, das Menschen tatsächlich schützt", so das 
Bündnis AGG Reform - Jetzt! 
 
Die BAG SELBSTHILFE hat zu diesem Gesetzentwurf ebenfalls Stellung bezogen 
und kommt zu dem Fazit, dass vorliegender Gesetzentwurf die nach wie vor dringend 
gebotene Novellierung des AGG nicht ersetzt, er kann allenfalls nur eine 
Interimslösung bzw. eine „kleine Lösung“ darstellen, um die EU-Richtlinien, welche 
bereits am 18.06.2024 in Kraft getreten sind, bis zum 19.06.2026 in nationales Recht 
umzusetzen und damit ein laufendes Vertragsverletzungsverfahren von Seiten der 
EU-Kommission zu beenden. 
 
Die gesamte Stellungnahme kann unter folgendem Link eingesehen werden: 
https://www.bag-selbsthilfe.de/aktuelles/nachrichten/detail/news/stellungnahme-zum-
referentenentwurf-eines-zweiten-gesetzes-zur-aenderung-des-allgemeinen-
gleichbehandlungsgesetzes 
 
Nachdem der Gesetzentwurf für die Reform des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) bereits am 7. Mai 2026 im Bundestag in 1. 
Lesung beraten worden war, wird nach der Sommerpause des Bundestages im 
September die Anhörung im Rechtsausschuss und schließlich die Verabschiedung 
des Gesetzes durch den Bundestag erwartet. 

https://vbv-betreuung.de/fachtag-ehrenamt.html
https://www.lebenshilfe-hochtaunus.de/de/leistungen/betreuungsverein.html
https://www.lag-selbsthilfe-nrw.de/material/handbuch-der-selbstbestimmung-gesundheit/
https://www.lag-selbsthilfe-nrw.de/material/handbuch-der-selbstbestimmung-gesundheit/
https://www.bag-selbsthilfe.de/aktuelles/nachrichten/detail/news/stellungnahme-zum-referentenentwurf-eines-zweiten-gesetzes-zur-aenderung-des-allgemeinen-gleichbehandlungsgesetzes
https://www.bag-selbsthilfe.de/aktuelles/nachrichten/detail/news/stellungnahme-zum-referentenentwurf-eines-zweiten-gesetzes-zur-aenderung-des-allgemeinen-gleichbehandlungsgesetzes
https://www.bag-selbsthilfe.de/aktuelles/nachrichten/detail/news/stellungnahme-zum-referentenentwurf-eines-zweiten-gesetzes-zur-aenderung-des-allgemeinen-gleichbehandlungsgesetzes
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Die Möglichkeit zur Mitzeichnung der Petition unter folgendem Link: 
https://weact.campact.de/petitions/echter-schutz-vor-diskriminierung-fur-ein-
wirksames-
gleichbehandlungsgesetz?_hsmi=142145626&utm_content=142145626&utm_mediu
m=email&utm_source=hs_email 

 
Familien zahlen die Rechnung für die aktuelle Reformpolitik 
vor dem Hintergrund der aktuellen Reformvorhaben der Bundesregierung hat die 
Arbeitsgemeinschaft der deutschen Familienorganisationen (AGF) e.V. einen 
Zwischenruf veröffentlicht. Diesen finden Sie auch im Anhang. 
 
Familien zahlen die Rechnung für die aktuelle Reformpolitik – Was ist der Plan, 
Bundesregierung? 
 
Die in der Arbeitsgemeinschaft der deutschen Familienorganisationen (AGF) 
zusammengeschlossenen Verbände kritisieren, dass die Bundesregierung 
offensichtlich den Überblick über die Folgen ihrer Spar- und Reformpolitik für 
Familien verloren hat. Während sie die unterschiedlichen Reformvorhaben in den 
einzelnen Ressorts weitgehend isoliert voneinander behandelt, droht die Vielzahl 
bereits umgesetzter und geplanter Einschnitte Familien finanziell und zeitlich 
erheblich zu belasten und die Vereinbarkeit von Sorgearbeit und Beruf weiter zu 
erschweren. Eine Betrachtung der kumulativen Auswirkungen der Reformvorhaben 
auf Familien fehlt bislang gänzlich. 
 
Wir fragen uns zunehmend: Was ist eigentlich der Plan der Bundesregierung? In 
verschiedenen Ministerien werden Reformen vorangetrieben, die jeweils nur für sich 
genommen begründet werden. Was in einzelnen Ministerien als begrenzte 
Veränderung erscheinen mag, summiert sich im Familienalltag zu einer erheblichen 
Gesamtbelastung. Familien erleben politische Entscheidungen nicht als einzelne 
Gesetzesänderungen, sondern in ihrer Gesamtheit. Finanzielle Belastungen, erhöhte 
Erwartungen an die Erwerbstätigkeit, steigende zeitliche Anforderungen, Engpässe in 
Kitas, Schulen und Pflege sowie neue Vereinbarkeitsprobleme setzen Familien von 
mehreren Seiten unter erheblichen Druck. 
 
Die Reformpolitik verliert Familien aus dem Blick 
 
Einschnitte beim Elterngeld (nur noch 12 anstatt 14 Monate), Wohngeld, beim 
Unterhaltsvorschuss (nur noch bis zum 16. Lebensjahr) und bei der sozialen 
Sicherung von Kindern (z.B. Wegfall des Sofortzuschlags) treffen auf 
Reformvorhaben in der Pflege, darunter Kürzungen bei der rentenrechtlichen 
Anerkennung von Pflegezeiten. Hinzu kommen unklare Aussichten für die 
Unterstützung von Kindern und Jugendlichen im SGB VIII und IV, auf längere 
Arbeitszeiten und eine verpflichtende ärztliche Krankschreibung am ersten Tag. 
Gleichzeitig hält der Ausbau einer verlässlichen und bezahlbaren 
familienunterstützenden Infrastruktur für Ganztagsbetreuung und Pflege mit den 
wachsenden Anforderungen nicht Schritt. 
 
Die Bundesregierung richtet ihren Blick stark auf eine Ausweitung des 
Arbeitskräfteangebots, berücksichtigt aber nicht, unter welchen Bedingungen 
Menschen mit Sorgeverantwortung überhaupt erwerbstätig sein können. Kinder 

https://weact.campact.de/petitions/echter-schutz-vor-diskriminierung-fur-ein-wirksames-gleichbehandlungsgesetz?_hsmi=142145626&utm_content=142145626&utm_medium=email&utm_source=hs_email
https://weact.campact.de/petitions/echter-schutz-vor-diskriminierung-fur-ein-wirksames-gleichbehandlungsgesetz?_hsmi=142145626&utm_content=142145626&utm_medium=email&utm_source=hs_email
https://weact.campact.de/petitions/echter-schutz-vor-diskriminierung-fur-ein-wirksames-gleichbehandlungsgesetz?_hsmi=142145626&utm_content=142145626&utm_medium=email&utm_source=hs_email
https://weact.campact.de/petitions/echter-schutz-vor-diskriminierung-fur-ein-wirksames-gleichbehandlungsgesetz?_hsmi=142145626&utm_content=142145626&utm_medium=email&utm_source=hs_email
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müssen betreut, pflegebedürftige Angehörige versorgt werden. Diese gesellschaftlich 
notwendige Arbeit verschwindet nicht dadurch, dass die Anforderungen des 
Arbeitsmarktes steigen. Im Gegenteil: Durch fehlende Investitionen in eine 
entsprechende Infrastruktur wird familiäre Care-Arbeit noch wichtiger. Und 
gleichzeitig ist gelingende Care-Arbeit eine Grundlage für eine funktionierende 
Wirtschaft. 
 
Mehr Druck schafft nicht automatisch mehr Erwerbsarbeit 
 
Die Hoffnung, durch finanzielle Einschnitte zusätzliche Arbeitskräfte zu mobilisieren, 
könnte sich als Trugschluss erweisen. Neue Vereinbarkeitsprobleme können gerade 
bei Müttern und pflegenden Angehörigen dazu führen, dass vollzeitnahe 
Beschäftigung schwieriger statt leichter wird. 
 
Wer das Arbeitskräftepotenzial erhöhen will, muss die Voraussetzungen dafür 
schaffen, dass Menschen mit Sorgeverantwortung tatsächlich mehr arbeiten können. 
Dazu gehört auch eine funktionierende Gleichstellungspolitik, damit 
Sorgeverantwortung nicht mehr überwiegend auf Müttern lastet, sondern 
partnerschaftlich zwischen den Eltern verteilt wird. Mehr finanzieller Druck und 
längere mögliche Arbeitszeiten ersetzen weder einen Kitaplatz noch eine verlässliche 
Ganztagsbetreuung oder eine funktionierende Pflegeinfrastruktur. 
 
Fehlen diese Voraussetzungen, reduzieren Familien oftmals notgedrungen ihre 
Erwerbsarbeitszeiten. Was kurzfristig die Vereinbarkeit erleichtert, führt langfristig zu 
geringeren Einkommen und Rentenansprüchen, insbesondere wenn die 
Beschäftigung als Minijob ausgeübt wird. Besonders widersprüchlich ist vor diesem 
Hintergrund, gleichzeitig die rentenrechtliche Absicherung von Pflegezeiten 
einzuschränken. 
 
Belastungen reichen bis weit in die Mitte der Gesellschaft 
 
Die Reformen treffen alle Familienformen bis weit in die gesellschaftliche Mitte und 
verschärfen zugleich bestehende soziale Ungleichheiten. Familien mit niedrigen 
Einkommen verfügen über weniger Reserven, um Leistungskürzungen 
auszugleichen. Alleinerziehende und Familien mit umfangreichen Pflegeaufgaben 
sind aufgrund ihrer besonderen Vereinbarkeitssituation zusätzlich belastet. 
 
Die AGF begrüßt die geplanten Erhöhungen von Kindergeld und Kinderfreibetrag. 
Hierbei handelt es sich jedoch um gesetzlich vorgeschriebene Erhöhungen, die nur 
die Inflationsrate ausgleichen sollen und nicht ausreichen, um die beschriebenen 
Belastungen abzufedern. Hinzu kommt, dass viele Familien von einer Erhöhung des 
Kindergeldes gar nicht profitieren, weil sie direkt mit SGB II Leistungen oder dem 
Unterhaltsvorschuss verrechnet werden. Somit werden Familien weiterhin abhängig 
vom Einkommen unterschiedlich stark entlastet. Die AGF fordert eine Anhebung des 
Kindergeldes auf die maximale Entlastungswirkung des Kinderfreibetrags. Auch das 
Existenzminimum von Kindern muss neu berechnet und konsequent an ihren 
spezifischen Bedarfen für ein gutes Aufwachsen und gesellschaftliche Teilhabe 
ausgerichtet werden. 
 
AGF fordert systematische Unterstützung für Familien 
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Die AGF fordert die Bundesregierung auf, ihre Reformvorhaben nicht länger isoliert 
zu betrachten und zu legitimieren. Notwendig ist eine ressortübergreifende Ent- statt 
Belastungsstrategie für Familien, die finanzielle Auswirkungen ebenso berücksichtigt 
wie Folgen für Zeitbudgets, Gleichstellung, die Vereinbarkeit von Erwerbs- und 
Sorgearbeit und die soziale Absicherung. Haushaltskonsolidierung und 
Sozialstaatsreform dürfen nicht zu Lasten von Familien gehen. Werden Leistungen 
eingeschränkt, Erwerbsanforderungen erhöht und gleichzeitig die öffentliche 
Infrastruktur nicht ausreichend gestärkt, werden Belastungen und Risiken vom Staat 
auf die Familien verlagert und damit ihr Armutsrisiko erhöht. 
 
Familien übernehmen mit der Erziehung von Kindern und der Pflege hilfebedürftiger 
Angehöriger einen unverzichtbaren Teil gesellschaftlicher Sorgearbeit. Politik muss 
dies anerkennen und die Rahmenbedingungen schaffen, damit Sorgearbeit und 
Erwerbstätigkeit miteinander vereinbar sind. Das ist bereits jetzt ohne die aktuelle 
Spar- und Reformpolitik der Bundesregierung eine Herausforderung für viele 
Familien. 
 
Wenn Bundespolitiker*innen die niedrigen Geburtenraten bedauern, während sie 
gleichzeitig die Familien von allen Seiten belasten, handeln sie widersprüchlich. 
Investitionen in Familien und Kinder sind keine konsumtiven Ausgaben, sondern 
Investitionen in die Zukunft der Gesellschaft. Ausgerechnet hier die Grundlage für 
eine Haushaltskonsolidierung zu legen, bedeutet, die Kosten auf morgen zu 
verschieben und zu vergrößern: Die AGF fordert die Bundesregierung deshalb auf, 
ihre kurzsichtige Spar- und Reformpolitik zulasten von Familien zu beenden. 
Andernfalls werden die heute vermeintlich eingesparten Kosten morgen von der 
gesamten Gesellschaft zu tragen sein. 
 
Simone Nagel 
Sekretariat 
Arbeitsgemeinschaft der deutschen Familienorganisationen (AGF) e.V. 
Oranienplatz 5, 10999 Berlin 
Tel.:  + 49 (0)30  2902825-70 
E-Mail: info@ag-familie.de 
Web: www.ag-familie.de 
LinkedIn AGF: www.linkedin.com/company/ag-familie 
Moderationskurs „Gremienfuchs“ 
Erfolgreiche Gremienarbeit lebt von guter Moderation und engagierten 
Ehrenamtlichen. Der zweitägige Präsenz-Moderationskurs „Gremienfuchs“ am 11. 
und 12. September 2026 in Düsseldorf vermittelt praxisnahe Methoden für die 
zielgerichtete Moderation von Gremien und Arbeitsgruppen. Gleichzeitig entwickeln 
die Teilnehmenden gemeinsam Strategien, um Menschen aller Altersgruppen für die 
Selbsthilfearbeit zu gewinnen, zu motivieren und langfristig einzubinden. Neben 
wertvollen Impulsen und praktischen Werkzeugen bietet der Kurs Raum für 
Austausch, Vernetzung und gemeinsames Lernen. Die Teilnahme inklusive 
Übernachtung und Verpflegung ist kostenfrei. Anmeldeschluss ist der 31. August 
2026, die Teilnehmendenzahl ist auf 20 Personen begrenzt. 
 
Melden Sie sich gerne unter marius.schlichting@bag-selbsthilfe.de an. 
 

 

mailto:info@ag-familie.de
http://www.ag-familie.de/
http://www.linkedin.com/company/ag-familie
https://t3613dd96.emailsys1a.net/c/40/9278977/3397/0/10109993/77/527553/6f7203a961.html
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KundiG-Kurse: Mit neuem Kurs für die junge Selbsthilfe 
Die KundiG-Grundkurse dienen der Vermittlung von digitaler Gesundheitskompetenz 
und richten sich an Mitglieder der Selbsthilfe, die Grundlagen über die Digitalisierung 
des Gesundheitswesens kennenlernen wollen. 
  
Ein KundiG-Grundkurs besteht aus 4 digitalen Kurseinheiten á 2,5 Stunden, die 
aufeinander aufbauen und sind für die Teilnehmer*innen kostenfrei. Die Kurse sind 
jeweils auf 12 Teilnehmer*innen begrenzt, um einen intensiven Austausch zu 
ermöglichen. 
Montag, 12.10.2026, 16 Uhr (KundiG-Grundkurs 5/2026) 
Mittwoch, 09.09.2026, 16 Uhr (KundiG-Grundkurs 11/2026) 
Mittwoch, 04.11.2026, 16 Uhr (KundiG-Grundkurs 12/2026) 
 
Montag, 09.11.2026, 17:30 Uhr (KundiG-Grundkurs 6/2026) 
NEU: Dieser Kurs ist für Teilnehmende im Alter von 18-36 Jahren vorgesehen. Er 
richtet sich explizit an Mitglieder der jungen Selbsthilfeszene. 
 
Anmeldungen nimmt Frau Ursula Deus per E-Mail entgegen: 
ursula.deus@bag-selbsthilfe.de 
 

DEUTSCHER BEHINDERTENRAT 
Offener Brief des DBR zu geplanten Einsparungen in der EGH 
Die DBR-AG „Eingliederungshilfe“ hat als Reaktion auf die drohenden Einsparungen 
in der EGH einen aktuellen Offenen Brief veröffentlicht.  „Die im Deutschen 
Behindertenrat (DBR) zusammengeschlossenen Verbände verfolgen die aktuellen 
Diskussionen über geplante Einsparungen in der Eingliederungshilfe mit großer 
Sorge und Bestürzung. Die Empfehlungen aus dem Dialogprozess 
Eingliederungshilfe vom 12.06.2026 sowie das Beschlusspapier von Bund und 
Ländern vom 25.06.2026 weisen aus unserer Sicht in die falsche Richtung.“ Diese 
Worte leiten den offenen Brief des DBR ein, der bereits an die relevanten politischen 
Akteure versendet wurde.  
Teilhabe ist kein Luxus – Menschenrechte dürfen nicht dem Spardruck 
geopfert werden! 
Offener Brief an die Bundesregierung 
Mit diesem Aufruf haben sich die im Deutschen Behindertenrat 
zusammengeschlossenen Verbände am 29. Juli 2026 in einem offenen Brief an 
Bundeskanzler Friedrich Merz, die Ministerpräsidentinnen und -präsidenten der 
Länder sowie weitere Entscheidungsträger gewandt. Die Verbände verfolgen die 
aktuellen Diskussionen über geplante Einsparungen in der Eingliederungshilfe mit 
großer Sorge und Bestürzung. Sie benennen zentrale Punkte, bei denen es keine 
Einschränkungen geben darf. Dazu zählt u.a. das Wunsch- und Wahlrecht 
Den Text finden Sie als PDF im Anhang. 
 
Verabschiedung Beitragsstabilisierungsgesetz 
Nach einer leidenschaftlichen Debatte im Bundestag wurde am 10. Juli das 
Beitragsstabilisierungsgesetz mit zahlreichen Änderungsanträgen im Bundestag und 
später am Tag auch im Bundesrat verabschiedet. Zuvor hatte die Opposition das 
Bundesverfassungsgericht wegen einer Eilentscheidung angerufen, da die 
Änderungsanträge aus Ihrer Sicht viel zu kurzfristig in die Beratungen eingebracht 

mailto:ursula.deus@bag-selbsthilfe.de
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Teilhabe/empfehlungspapier-eingliederungshilfe-sgb-ix.pdf?__blob=publicationFile&v=9
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Teilhabe/empfehlungspapier-eingliederungshilfe-sgb-ix.pdf?__blob=publicationFile&v=9
https://www.rlp.de/fileadmin/02/MPK_Vorsitz/Beschluesse_MPK_25Juni_Berlin/Ergaenzende_Dokumente/20260625_Informationspapier_zu_Fortschrittsbericht_und_Monitoring-Bericht.pdf
https://www.rlp.de/fileadmin/02/MPK_Vorsitz/Beschluesse_MPK_25Juni_Berlin/Ergaenzende_Dokumente/20260625_Informationspapier_zu_Fortschrittsbericht_und_Monitoring-Bericht.pdf
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wurden und keine Anhörung dazu erfolgte. Das Bundesverfassungsgericht wies 
diesen Antrag jedoch zurück, so dass das Gesetz am Freitag verabschiedet werden 
konnte. Die Forderungen der BAG SELBSTHILFE wurden an einigen Stellen 
aufgenommen, etwa zum Krankengeld, den Ausnahmeregelungen bei der 
Mitversicherung von Ehegatten oder bzgl. der Klärung, dass die Untersuchungen zu 
Hepatitis B und C im Check-Up 35 nicht zur Disposition stehen. 
 
Inhaltlich waren folgende Regelungen besonders relevant: 
Erhöhung der Beitragsbemessungsgrenze um 300 Euro 
Verringerung des Bundeszuschusses für 2027 um 1,35 Milliarden Euro und 2028 um  
1,55 Milliarden. Euro. 
Zuzahlungen: Diese sollen jeweils steigen, maximal auf 15 Euro statt bisher 
10 Euro 
Überprüfung des Hautkrebsscreenings und des Check-Up 35 im G-BA 
Streichung der Homöopathie als Satzungsleistungen sowie Streichung der  
Cannabisblüten als Kassenleistung 
Kostenfreie Mitversicherung soll nur noch gelten für Kinder, Eltern von Kindern 
unter zwölf Jahren, Eltern von Kindern mit Behinderung, für pflegende  
Angehörige, für Menschen mit voller Erwerbsminderungsrente (siehe  
veränderte Regelungen des ÄA, die in unserer Richtung gehen, da auch  
Grade der Schädigung aufgenommen wurden) und Menschen oberhalb der  
Regelaltersgrenze. Für alle anderen ab 2028 ein Aufschlag von 2,5  
Prozentpunkten auf den Beitragssatz des regulär Versicherten. 
Kosten für Beziehende der Grundsicherung: ab 2027 eine Milliarden Euro  
betragen, 2028 rund 1,25 Milliarden Euro 
Herstellerabschlag für Pharmakonzerne: in den ÄA wurde der dynamische  
Herstellerabschlag in einen statischen Herstellerabschlag von 15,5 % 
umgewandelt. 
Krankenhäuser: Reduzierung der Refinanzierung von Tarifsteigerungen von  
100% auf 50 % bei sowohl ärztlichem als auch nicht ärztlichem Personal,  
Deckelung der Psychotherapie: Zurückführung der Leistungen in die  
morbiditätsbedingte Gesamtvergütung sowie weitere Maßnahmen. Die  
Koalition hat jedoch hierzu einen Entschließungsantrag übersandt, der die  
vorgesehenen Maßnahmen etwas abschwächen wird. 
Teil-Krankschreibung soll ermöglicht werden– mit 25%, 50% und 75 % der  
Wochenstunden. 
In einem Änderungsantrag wurde geregelt, dass Krankenkassen nicht mehr  
über die Erhöhung von Krankenkassenbeiträgen informieren müssen. Wir  
hatten uns diesbezüglich (und wegen anderer Punkte) noch an die  
Abgeordneten gewandt, damit aber nicht mehr durchgedrungen. 
Generelle Vergütungsbegrenzung auf die Einnahmen 
Die von der Bundesregierung geplante Zuckersteuer soll dem Gesetz zufolge 
im kommenden Jahr kommen. Die Regierungskoalition von Union und SPD  
geht von einem Steueraufkommen von 650 Millionen Euro aus.  
Bundesfinanzminister Lars Klingbeil (SPD) ist jedoch skeptisch, was Zeitplan  
und Berechnungen angeht. 
Leider kommt die verpflichtende Zweitmeinung bei Operationen, wir hatten für 
eine gute Information der Patient*innen ohne Verpflichtung plädiert. Im  
Ergebnis kann dies zu einem Nadelöhr in der Versorgung werden, wenn in  
einem Bereich zu wenig Zweitmeiner zur Verfügung stehen. 
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BUNDESVERBAND FÜR KÖRPER_UND MEHRFACHBEHINDERTER 
MENSCHEN e. V. (bvkm) 
Veranstaltung zum Behindertentestament: Der Erbfall – Was ist zu tun? 
Ein Behindertentestament verhindert den Zugriff des Sozialamts auf den Nachlass 
und ermöglicht es Eltern, ihr Vermögen so zu vererben, dass ihr Kind mit 
Behinderung materiellen Nutzen davon hat. Im bvkm-Online-Seminar am 11. 
November 2026 erfahren Teilnehmende, was beim Erbfall nach dem Versterben 
eines oder später beider Elternteile zu tun ist und wie das Behindertentestament 
seine Wirkung entfaltet.  
Referent ist Dr. Björn Winkler, Notar und Fachanwalt für Erbrecht.  
Anmeldeschluss: 12. Oktober 2026. 
 

LANDESARBEITSGEMEINSCHAFT RHEINLAND- PFALZ (LAG RLP) 
Am 04. September 2026 INKLUSIVA-Kongress 2026 
Der INKLUSIVA-Kongress beschäftigt sich in diesem Jahr mit dem Thema 
Neurodiversität.  
Neurodiversität beschreibt die natürliche Vielfalt menschlicher Wahrnehmung und 
Denkweisen. Jeder Mensch nimmt seine Umwelt individuell wahr und verarbeitet 
Informationen auf unterschiedliche Weise.  
Neurodivergente Menschen können in verschiedenen Lebensbereichen auf Barrieren 
stoßen, etwa in Bildung, Arbeit oder Gesundheitsversorgung. Diese 
Herausforderungen begleiten viele Betroffene häufig über den gesamten 
Lebensverlauf. Eine inklusive Gesellschaft ist gefordert, diese Perspektiven stärker 
mitzudenken und passende Unterstützungsstrukturen zu entwickeln. 
 
Der INKLUSIVA-Kongress bietet Raum für Austausch, Vernetzung und fachliche 
Impulse mit dem Ziel, eine inklusivere Gesellschaft weiterzuentwickeln. 
Der Eintritt ist kostenfrei. Weitere Informationen finden Sie unter: 
https://www.inklusiva.info/ 
 
Den Trailer zum Kongress finden Sie hier: 
https://www.youtube.com/watch?v=jZQ9zQVViBQ 
 
Mit herzlichen Grüßen  
 
Frieda Pfleiderer (Inklusiva Team) 
 
Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe von Menschen mit Behinderungen 
und chronischen Erkrankungen Rheinland-Pfalz e.V. 
55116 Mainz 
E-Mail: hallo@inklusiva.info  
 
Das Plakat über die Veranstaltung fügen wir als PDF im Anhang ein. 

https://www.inklusiva.info/
https://www.youtube.com/watch?v=jZQ9zQVViBQ
mailto:hallo@inklusiva.info

